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Zur Frage der Zuläffigfeit der Eintragung der Ge: 
burt eines Patholifch getauften unehelichen Kindes 
einer der evangelffchen Kirche angehörigen Mutter 
in das Geburtsbuch des evangeliſchen Pfarramtes. 


In Nr. 47 der „öſterreichiſchen Zeitſchrift für Verwaltung“ 
vom Jahre 1869 wurde der Fall gebracht, daß mit Zuſtimmung der 
Matter einer Akatholikin deren außereheliche Kind vom katholiſchen 
Pfarrer getauft, vom evangelischen Pfarrer aber ſodann die Löſchung 
ded Taufacteß in der katholiſchen Matrikel und die Ueberſendung eines 
Matrikenauszuges Behufs Einbeziehung in die epaugeliſche Matrikel 
in Anſpruch genommen wurde. 

In dieſem Falle entſchied die Landetzſtelle, daß die vom evan⸗ 
geltichen Pfarrer angeſtrebte Löſchung und beztehungaweiſe Eintragung 
unftatthaft fei, well die Eintragung des Geburtsacted in die Matrikel 
die Conſtattrung einer Thatsache jet, bei welcher das coufeſſtonelle 
Moment nur in zweiter Liute in Betracht komme und ſelbſt vom con⸗ 
feſſtonellen Standpunkte die Eintragung in die katholiſche Matrikel 
gerechtfertigt jet, weil daß Kind wirklich katholiſch getauft wurde. 

Diefen Enkſcheidungsgründen hat das Miniſterlum des Innern, 
indem es den Ausſpruch der Landesſtelle beſtätigte, noch die weitere 
Erwägung hinzugefligt, „daß einerseits das im Art. 3 de Geſeßzes 
vou 25. Mai 1868, M (. Bl. Nr. 49 vorgeſehene Einſchreiten der 
Behörde im Falle der Verletzung der Beſtimmungen der Art. 1 und 2 
dieſes Geſetzes nach dem Geiſte der geſetzlichen Beſtimmung ſich nur 
darauf beſchränken kaun, das den Geſetzes⸗Arklkelu 1 und 2 gemäße 


Verhältniß in Anſehung der Religionsfolge und der Religtonserziehung 
herzuſtellen und daß andererferts die Erziehung eines Kindes in einer 
beftimmten Confeſfion, ſowie auch bie kirchliche Zuſtäudigkeit durch die 
nuch dem Ritus dieſer Confeſſion empfangene Taufe ebenfowenig be— 
dingt iſt, als durch die hiernach bereits erfolgte Eintragung in dle 
Matrikel eines beſtimmten Religionsbekenntniſſes“. 

Es dürfte von um fo größerem Intereſſe ſein, einen hinſichtlich 
der Thatfachen mit dem vorſtehenden volltg analogen Fall kennen zu 
lernen, als das Geſetz in der Praxis durch die Entſcheldungen der 
verſchiedenen administrativen Behörden bisher noch ſehr differireude 
Auglegungen erfahren hat. 

Am 27. Junt 1870 wurde zum katholiſchen Pfarrer in St. N 
ein Kind zur Taufe gebracht, an welchem derſelbe, nachdem als Vater 
ein Katholik namhaft gemacht wurde und als Taufpathin ebenfalls 
eine Katholikin intervenirte, ohne weitere Nachfrage in Betreff der 
Confeſſion der Mutter anſtandslos die Taufe vollzog. 

Erſt bei der Eintragung des Taufactes in das Geburtsbuch 
wurde dem Pfarrer miggethelt daß die Mutter dieſeß außerehelich 
erzeugten männlichen Kindes, Eltfabeth B. der evangeliſchen Kirche 
A. ©. angehore und wurde auf die Zurechtwelſung det Pfarrers als 
Entſchuldigung vorgebracht, daß ja nach dem Geſeße die Knaben ber 
Religion des Vaters, die Mädchen jener der Mukler zu folgen hatten. 

Wohl eine Folge der Seitens des Pfarrers hierauf geſchehenen 
Berichtigung dieſer im vorliegenden Falle irrigen Meinung war, daß 
ihm zwei Tage darnach ein vont 28. Juni 1870 datirter und von 
Elisabeth B. mit 2 Zeugen unterfertigter Revers überbracht wurde, 
in welchem Eliſabeth B. erklärt, daß fie aus ungezwungenem und 
freiem Willen wüunſche, daß ihr Knabe chriftkatholiſch getauft und in 
dieſem Glauben erzogen werde. 

Der evangelkſche Pfarrer von deut Vorfalle in Kenntniß geſetzt, 
ſchritt nun ber der Bezirkshauptmannſchaft mit der Bitte ein, mit 
Rückſicht auf Art. 3 und Art. 8 Alin. 3 des Gejehed vom 25. Mai 
1868 Nr. 49 in dieſer Augelegenheit das Amt zu handeln und ihm 
den vollſtändigen Auszug aus dem Taufbuche der kathpliſchen Pfarre 
St. N. betreffend den an dem Kinde der Eliſabeth B. vorgenommenen 
Taufact, Behufs Eintragung in die Matrikel des evangeliſchen Pfarr⸗ 
amtes zu überſenden. 

Die erfte Juſtanz hatte bei der Begrundung ihrer Abwertung 
obigen Begehrens offenbar die Entſcheidung des Landesſtelle in dem 
früher erwähnten Falle vor Augen und die Landesſtelle beſtätigte dieſe 
Abweiſung, betonte gegenüber der Reclamation der Geburksbücher 
Seitens des Recurrenken als confeſſioneller Makrikeu den Standpunkt 
des Hofdeeretes vom 20. Februar 1784 und wietz in weiterer Hude 
führung der Entſcheidungsgründe der Bezirkshauptmannſchaft auch dar⸗ 
auf hin, daß, nachdem in dem Geburtsbuche die Eigenſchaft ber 
Eliſabeth B. als einer der evangeliſchen Kirche A. C. Angehbrigen 
angemerkt iſt und dieſer Umſtand auch in dem auf Verlangen der 
Parteien ſeinerzeit auszufertigeuden Geburtsſcheine enthalten ſeln wird, 
der vom katholiſchen Pfarramte vollzogene Taufact die weitere Be⸗ 
handlung des Kindes rlckſichtlich deſſen Erziehung in dem Glauben 
der Mutter durchaus nicht behindern, ſondern vielmehr nur den An⸗ 


valtspankt dafür geben köune, die Beſtimmung des Art. 1 Alin. 3 
des mehrbezogenen Gefebed zur Anwendung zu bringen. 

lleber den weiteren Reeurs des evangeliſchen Pfarrers fand das 
Minifterium des Innern in Uebereinſtimmung mit jenem für Cultus 
und Unterricht laut Erlaſſes vom 3. Februar 1871, J. 17.827 die 
Entſcheidung der unteren Inſtanzen „zu beheben und zu verordnen, 
«8 ſel der bezeichnete Matrikenauszug an das erangeliſche Pfarramt 
auszufolgen, welches fonach den Inhalt desfelben mit Hinweiſung auf 
die Thalſache des vom katholiſchen Seelſorger vorgenommenen Taufs 
actes und auf den die Uebertragung decrekireuden Erlaß der polltiſchen 
Behörde einzutragen hat; es habe eben deßhalb ferner der katholiſche 
Seelſorger bei der betreffenden, felbſtverſtändlich intaet zu belaſſenden 
Eintragung in der Rubrik „Anmerkung“ die nunmehr erfolgte Ueber⸗ 
tragung des Inhaltes in die Matrik des evangeliſchen Pfarkamteg zu 
bemerken, ſowie den Erlaß der Behörde zu bezeichnen, durch welchen 
dieſe Uebertragung angeordnet worden tft". 

„Dieſe Entſcheidung gründet ſich auf den Suhalt des Art. 8 
sub III des Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 40, indem 
die dort vorgedachte Abhilfe von Seite der Behörde gewiß nicht nur 
bei elner abfichtlichen Verletzung der im erſten Abjage dieſes Artikels 
gegebenen Vorſchriften, ſondern naturgemäß auch da eintreten muß, 
wo die gottesdieuſtliche Function aus auderer Veranlaſſung, etwa wegen 
irriger Vorausſetzung oder wegen Nothfalles von einem nach dem ge⸗ 
feplich eintretenden Religivusbekenntuiſſe des Kindes nicht dazu bes 
tufenen Seelſorger vorgenommen worden iſt.“ . 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Während der Dauer eines Beſtandvertrages, bie Gemeindejagd 

betreffend, iſt die Ausſcheidung neuerworbener Grundeomplere 

von and Joch oder zu 200 Joch vergrößerter Grundeumplexe 
aus dem Territorium der Gemeindeſagd nicht zuläſſig '). 


Der Gemeiudelnſaſſe und Ausſchußerſatznann Frauz D. in St. 
ſuchte um Ausſcheidung eines ihm gehörigen, nämlich durch Kauf 
vergrößerten, Grundeomplexeß im Ausmaße von 271 Joch aus ber 
Gemeindejagd an und bat um Anerkennung der eigenen Jagd⸗ 
berechtigung. 

Die Bezirkshauptmannſchaft K. entfchteb nach gepflogenen Er⸗ 
hebungen, daß das Begehren abgewieſen werde, und zwar in Erwä⸗ 
gung, „als mit, Gemeindebeſchluß vom 4. Juli 1868 die Jagd in der 
Ortögemeinde St. vom 30. Jun 1869 angefangen auf zehn Jahre 
an den Bürgermelſter Wolfgang P. und den Pfarrer zu W. ver pach⸗ 
tet, reſpective der ſchon beſlandene Pachtvertrag verlängert wurde und 
dieſe Verpachtung dle bezirksämlliche Beſtätigung erhtelt, in Erwägung 
ferner, daß Franz D. erſt nach erfolgter Verlängerung des Jagd⸗ 
pachtvertrages, nämlich unterm 10. Juni 1869 den neuen Grund⸗ 
complex und ſomit den Anspruch auf eigene Jagdberechtfgung erworben 
bat, damals aber ſchon durch den Beſchluß der Gemelndevertretung 
als Gemeindeinſaſſe zur Zuhaltung der Jagdpachtverlängerung ver⸗ 
pflichtet erſchten“. 

In Folge Recurſes des Franz D. hat die kärntneriſche Landes⸗ 
vegterung die Entſcheidung der erſten Inſtanz beſtätigt, „aus den der⸗ 
ielben zu Grunde liegenden Motiven und mit Rückſicht auf den wei⸗ 
teren Umſtand, daß die in Frage ſtehende Gemeindejagd auf ſämmt⸗ 
lichen, innerhalb der Gemarkung der das Jagdrevier bildenden Ka⸗ 
taſtralgemeinden gelegenen, mithin auch auf den ſowohl dem Franz D. 
ursprünglich gehörigen, als auf den von ihm nachträglich erworbenen 
Grundſtücken — da keiner der früher gefonderten Eomplexe einen 
Umfang von 200 Jochen hatte — von der Gemeindeverkretung als 
Jagdinhaberin laut des behördlich ratfficirten Pachtvertrages bereits 
rechtmäßig verpachtet, dem Franz D. dieſes Vineulum bekannt war 
und er daher auch nur mit dieſem die nachträglich angekauften Gründe 
erwerben konnte“ 

Das k. k. Ackerbauminiſterium, an welches weiter recurrirt wurde, 
beſtätigte unterm 28. Aprit 1870, 3. 2282, die Entſcheidung ber 
Landesregierung. 

In einem ähnlichen Falle, wo die Bezirksbehörde die Jagd 
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hatte ausſcheiden laſſen und verfügt hatte, daß dem Pächter der Ge⸗ 
meindejagd ein enkſprechender Nachlaß am jährlichen Pachtzinfe ge⸗ 
bühre, entſchied die zecurrendo angegangene kärntneriſche Landesregte⸗ 
rung wie folgt: 

„Die bezirksbehördliche Entſcheidung eutſpricht weder dem 
Wortlaute, noch dem Geiſte der beſtehenden Jagddirectiven, wenn 
dieſe in ihrem Zufammenhange aufgefaßt werden. 

Sie läßt ſich auch weder vom rechtlichen, noch vom politiſch⸗ 
abminiftrativen Standpunkte rechtfertigen, da erwieſen vorlegt, daß 
die Jagd auf ſämmtlichen innerhalb der Gemarkung der das Jagd⸗ 
revier des Pächters bildenden Gemeinden gelegenen, mithin auch 
auf den ihm urſprünglich gehörigen und nachträglich erworbenen 
Grundſtücken, da keiner der früher geſonderten Complexe einen Um⸗ 
ſang von 200 Jochen hatte, von der Gemeindevertretung als Jagd⸗ 
inhaberin bereits rechtmäßig verpachtet, dem Bittſteller und Gemeinde⸗ 
inſaſſen dieſes Vineulum bekannt war und er ſonach auch nur mit 
dieſem die nachträglich angekauften Gründe erwerben konnte. 

Anderſeits erlangte das die Stelle des Pachtvertrages vertre⸗ 
tende Lieitationsprotokoll, die Verpachtung der Jagd obiger Ger 
meinden betreffend, durch die Beſtätigung der Bezirksbehörde die 
legale Sanction 

Die Unterbrechung ſolcher unter behördlicher Autorſtät recht⸗ 
mäßig zu Stande gekommenen Jagbpachtperträge durch die zufällige 
ſpaͤtere Erwerbung eines zuſammenhängenden Grundeomplexes von 
mehr als 200 Jochen eintreten zu laffen kann um fo weniger 
gleichgültig fein, als dies zu unabfehbaren Wirren führen und eine 
Abschreckung von der Eingehung von Jagbpachtungen, die doch 
nach dem Geſetze vor Allem anzuſtreben find, nach ſich ziehen würde, 
der Verwaltung aber daran gelegen ſein muß, behufs eines gere⸗ 
gelten Jagdbetriebez und zur Erhaltung des Wildes die Erzielung 
und Erhaftung größerer Jagdreviere zu wahren.“ (Eutſcheidung 
der Landezregierung von Kärnten vom 11. Sul 1862, 3. 2260.) 

Ee. 


Zur Charaktexriſtik kirchlicher Armenſtiftungen, deren Uebergabe 

an die Gemeinde dem Weſen der Stiftung wiberfprechen würde. 

(Stifteriſche Anordnung auf Vertheilung der Armengabe in der 
Sacxiſtei.) “) 


Die P. . . . 'ſche und die W. .. . ſche Stiftung wurden anläß⸗ 
lich der Uebergabe des Pfartarmeninſtitutes an die Gemeinde in den 
nach der beſtehenden Juſtruction zu verfaffenden Ausweis der bei dem 
Pfarrarmeninſtitute St. vorkommenden Stiftungen eingeſtellt. Die 
erſtere Stiftung vom 3. Junt 1834 wurde für das Armeninſtitut zu 
St. mit der Bedingniß gemacht, daß die von dem Stiftungscapitale 
abfallenden Intereſſen „in der Charwoche durch den jeweiligen b 
in St. an die dortigen Armen vertheilt und die Betheilten ausdrück⸗ 
lich ermahnt werden, für den Stifter und deſſen Angehörige zu 
beten.“ Nach Inhalt des Stiftbriefes der anderen, der W. . chen, 
Stiftung vom 10. Junt 1867 hat Johann B. im Namen und nad) 
dem letzten Willen der i. J. 1866 verſtorbenen Thereſig W. 150 fl. 
C. Mze. in der Abſicht erlegt, daß dieſer Betrag fruchtbringend an⸗ 
gelegt, und von den Intereſſen „am Charfreitage nach dem Gottes⸗ 
dieuſte Arme der Pfarre in der Sacriſtei mit dem Bedenten be⸗ 
theilt werden follen, daß fie für die Verſtorbene beim heiligen Grabe 
beten.“ 

Im November 1870 entſchied die Statthalterei, daß dieſe Stif⸗ 
tungen bei Uebergabe des Armeninftitutes ebenfalls in die Bermaltung 
der Gemeinde zu übergeben ſeien, da deren Uebergabe weder dem 
Willen des Stifters noch dem Weſen der Stiftung wlderſpricht. Die 
rückſichtlich der P. . . ſchen Stiftung angeordnete Vertheilung durch 
den jeweiligen Pfarrer und die bezüglich der W. chen Stiftung 
angeordnete Vertheilung in der Sacriſtei ſeien kein Grund der Aus⸗ 
scheidung, da bet der erſteren Stiftung die Intereſfen dem Pfarrer 
zur Verfügung geftellt werden können, und bei letzterer Stiftung die 
Vertheilung in der Sacriſtei auch durch einen Abgeordneten der Ge⸗ 
meinde vollzogen werden kann. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat der Pfarrer zu St. mit den bei⸗ 


) Bergl die Mittheilung in Nr. 16 S. 64 dieſes Jahrganges der Zeitſchtiſt. 
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den Armenvätern den Recurs an das Miniſterium ergriffen. Als Mit⸗ 
gefertigter erſchien auch Johann V., der das W. „che Stiftungs⸗ 
capital im Namen der Stifterin erlegt hat. Nach Angabe des Re⸗ 
curfes wurden die in Rede ſtehenden als Charfreitagſtiftungen be⸗ 
zeichneten Stiftungen in der Art bisher perſolvirt, daß nach am 
Palmſonntage von der Kanzel aus vorausgegangener Aufforderung an 
die Armen, ſich zu melden, die Außerwäßlten am Charfrettage nach 
dem Gottesdienſte vom Pfarrer im Belſein des Armenpaters oder 
Rechnungsfübrers und Kirchenvaters betheilt und zum Gebete für 
die Stifter ermahnt wurden. 

Das Miniſterium des Innern hat mit Entſcheidung vom 9. 
März 1871, 8. 130 der Berufung deß Pfarrerz und Armeninſtituts⸗ 
vorſteherz in St. gegen die Uebergabe bed Vermögens der P. ſchen 
Armenſtiftung an die Gemeinde St keine Folge gegeben. Anbelangend 
die W. ſche Armenſtiftung jedoch dem Recurſe Folge gegeben und 
angeordnet, daß bei Uebergabe des Armeninſtitutsvermögens an die 
Gemeinde die W. che Stiftung auszuſcheiden ſel, „da deren Pers 
ſoloirung nach dem Willen der Stifterin mit den von derſelben he⸗ 
zeichneten Krchlichen Functionen in unttennbarem Zuſammenhange ſtehe, 
und daher die Uebergabe dieſer Stiftung an die Gemeinde dem Weſen 
der Stiftung widersprechen würde. Ueberdies ſet der Umſtand EN bee 
rückſichtigen, daß Johaun B., welcher im Jahre 1866 im amen 
und nach dem letzten Willen der Thereſia W. daß Stiftungscapital 
erlegte, die Berufung des Pfarrer mitnnterfertigei hat, hier fomit 
ein von Seite der Stifterin durch den Vollſtrecker ihres Teſtamenkes 
ausdrücklich erklärter Wille vorliege, welcher nach § 2 des Geſetzes 
vom 21. Februar 1870) die Ausſcheidung begründet.“ M. 


a) Wenn die 5 ae Grunde zum Eiſenbahn⸗ 
bau von den Grundeigenthümern zugeſtanden wird, fo ber 
darf es keines Expropriationserkenntniſſes, ſondern ee kann 
zur Beſtimmung des Werthes die Schätzung unmittelbar 
angefucht werden. 2 8 
Die dies fällige Zuftimmung kann beim Mangel eines Pro: 
teſtes Seitens des Grundeigenthümers als eingetreten ans 
genommen werden. ““) 


Bei der Behuft der Expropriation der Gründe zum Baue ber 
galiziſch⸗ungariſchen Eiſenbahn am 30. September 1870 vorgenom⸗ 
menen Verhandlung wurde von Seiten des ausgewieſenen Bepoll⸗ 
michtigten der Gutsbeſigerin Katharina N. in Betreff der Nothwendig⸗ 
keit der Widmung der Gründe zum Eiſenbahnbau feine Emwendung 
vorgebracht, als ihm commiſſionell dieſe Nothwendigkeit vorge 
halten wurde. Die abzutretenden Parcellen wurden auf 7 Joch 
1437 [7] Klafter angeſetzt, wofür der Bevollmächtigte der Gutsinhaberin 
in ihrem Namen eine Entschädigung per 10.000 fl. begehrte, wäh- 
rend von Seiten der Eiſenbahngeſellſchaft eine Ablöſungsſumme von 
nur 500 fl. per Joch angetragen wurde. 

Bet dem Mangel eine gutwilligen Uebereinkommens tft bie 
Eiſenbahngeſellſchaft um Bewilligung der gerichtlichen Schätzung dieſer 
Grundparcellen eingeſchritten, welche auch vom k. k. 1 5 0 Kreide 
gerichte mit dem Beſchluſſe vom 27. October 1870, 3. 10.306 auf 
Grund der Miniſt.⸗Verordnung vom 14. September 1854, Nr. 238 
bewilliget wurde. Ber der Schäßzungsvornahme erklärte der Bevoll⸗ 
mächtigte der Guttzinhaberin, daß die Nothwendigkeit der Wid⸗ 
mung der in dem Idealplane erſichtlichen Gründe zum Eiſenbahnbau 
durch die betreffende Behörde noch nicht ausgeſprochen fei und daß 
fie gegen den Bewilligungsbefcheid die Nichtigkeitsbeſchwerde überreicht 
habe. Demungeachtet wurde die Schätzung vorgenommen und die 
Ablöſungsſumme auf 3.144 fl. 59 kr. beſtimmt. Das k. k. O. L G. 
in Lemberg hat mit dem Beſchluſſe vom 29. November 1870, 
Z. 34.374 der oberwähnten Nullttälsbeſchwerde keine Folge gegeben. 

In dem gegen dieſe gleichlautenden Entſcheidungen ergriffenen 
Revifionsrecnrſe wurde angeführt: „daß der $ 9 lit. o der Miniſterial⸗ 


b 


de Seftuumg n „Avszuſchelden non ber ebergabe ſind jene Stif- 
tungen, deren Uebergaße dem ausbricklich erklärten Willen bes Stiflerd oder dem 
Weſen ber Stiftung widerſpräche“ (Landesgeſeß f, N. Deſt, beſteffend Uehergabe 
des Verniögens der Pfarrarnenifiitute in bie Veruiafliong der Gemeinden. L. G. Bl 
Nr. 21 de 1870.) 

) Bergl, die Müthellung in Nr. 41, S. 162 des Jahrganges 1869 biefer 
Beitfehrift, 


Verordnung vom 14. September 1854, R. G. Bl. Nr. 238, aus⸗ 
drücklich beſtimmt, daß, wenn die Parteien über die Nothwendigkeit 
der Grunde zum Bau nicht einig ſeien, die Statthalterei und in zwei⸗ 
ter Inſtanz das Miniſterium des Junern das Exproprintionserkenntniß 
dahin ſchöpfen müſſe, daß die Gründe zum Bau der Eifenbahu er⸗ 
forderlich feien, und daß erſt dann die gerichtliche Schätzung plaßgretfe. 
Zwar ſage der Erlaß des Handels miniſtertums vom 16. April 1859, 
3. 7407, daß un Falle, wo die Partei, nämlich der Eigemhümer des 
Grundes die unumgängliche Nokhwendigkeit desselben zum Baue der 
Eiſenbahn ausdrücklich anerkenne und über die Ablofungsſumme ein 
Vergleich nicht zu Stande komme, über ausdrückliche Zuſtimmung der 
Partei das Expropriatiouserkenntniß umgangen werden könne. In 
dem gegenwärtigen Falle ſer aber die Recurrenkin gar nicht gefragt 
worden, ob ſie dieſe Nothwendigkeit anerkenne.“ 

Der k. k. oberſte Gerichtshof fand dieſem Reviflousrecurſe keine 
Folge zu geben, „denn eß ſpreche zwar die Menſſterial⸗Verordnung 
vom 14 September 1854, Nr. 238, $ 9, Abſaß 2 ſich dahin aus, 
daß bel dem Mangel eines gütlichen Uebereinkommens die Nothwen⸗ 
digkeit der zum Eisenbahnbau erforderlichen Ränme durch ein Expro⸗ 
prialtonserkeuntniß feſtgeſetzt werde. Allein es liege im Geiſte dieſer 
geſetzlichen Vorſchrift, daß, mein die Nothwendigkeit der Gründe zum 
Baue von dem Gtundeigenthümer zugeſtanden werde, es keines Ex⸗ 
propriationserkenntniſſes bedürfe, fondern zur Beſtimmung des Werthes 
die Schätzung nachgeſucht werden könne. Da nun in dem am 30. 
September 1870 aufgenommenen Protokolle, welches die Verhandlung 
über die Exproprialion der zum Baue der Eiſenbahn erforderlichen 
Gründe und die Ablöſungsſumme enthalte, der Bevollmächtigte der 
Recurreutin, nachdem ihm die Nothwendigkeit dieſer Gründe zum Baue 
der Elſenbahn augelnaudergeſetzt worden, durchwegs nicht rügte, daß 
dieſe Gründe zum Eſſenbahnbaue nothwendig feien, jonberu die Ente 
ſchädigungsfumme mit 10.000 fl. bezifferte, wogegen die Gifenbahn 
geſellſchaft den nicht angenommenen Antrag der Abtretung zu 500 fl. 
per Joch ſtellte, jo ware auch wegen bed Mangels des Proteſtes gegen 
bie Nothwendigleit der Verwendung dieſer Gründe zum Eiſenbahn⸗ 
baue die diesfällige Zuſtimmung als eingetreten anzunehmen und die 
Schätzung erſcheine geſetzlich bewilliget. Es könne daher auf die in 
dem Schäßungsprotololle erhobene Emwendung wegen Nichtporlage 
des Expropriationserkennkniſſeß umſoweniger eine Rückſicht genommen 
werden, als durchwegs jede Ausführung, welche die Verwendung dieſer 
Gründe zum Baue der Elſenbahn als überflüfftg darſtellen würde, 
mangele. Es laſſe ſich fomit in den 1 gen Erkenntniſſen 
eine Geſetzwidrigkeit nicht wahrnehmen, zumal als der Recurrenlin 
freiſtehe, die höhere Ablöſungsſumme im Rechtswege zu begehren. 

Oberſtgerichtshof, Entſchedung vom 3. Februar 1871, 3. 827. 

(Ger.⸗H⸗ 


Die Eingehung einer Ehe einer Be! mit einem Söraeliten 
kann Seitens des Staats nicht als Austritt aus der Fatholifchen 
Kirche angeſehen werden. 


Die nach T. zuſtändig geweſene Witte Anna S. hat vor dem 
koniglich⸗italteniſchen General⸗Gonſulate in T. mit dem nach Italien 
auftändigen, in T. wohnhaften Säraeliten B. die Eivilehe geſchloſſen 
und tft vor Kurzem, ohne das katholiſche Glaubeugbekenntniß aufge⸗ 
geben zu haben, geſftorben. 

Es iſt nun die Frage ſtreitig geworden, ob der Todesfall in 
die katholiſche Sterbematrikel der belreffenden Pfarre oder in die beim 
Stadtmagiſtrate in T zu führende Matrikel für Confeſſionsloſe ein⸗ 
zutragen ſel? 

Der katholische Pfarrer betrachtete die Anna S. — B. als aus 
der romiſch⸗kathollſchen Kirche ausgeſreten, weil fie durch Eingehung 
einer den kirchlichen Geſetzen widerſtrektenden Ehe mit einem Juden 
der Kirche abtrünntg geworden ſei, und verweigerte die Efutragung 
in die Sterbemattikel, während der Stadtmagiſtrat von T. die Ver⸗ 
ftorbene als in der katholiſchen Religion verſtorben betrachten wollte, 
weil dieſelbe zu Lebzeiten die geſetzlich vorgeſchriebene Anzeige über 
den Religionswechſel nicht gemacht habe. 

Die Statthalteret hat erkannt, daß der Sterbefall in die katho⸗ 
liſche Matrikel einzutragen ſei, und hat daß Ordinarfat erſucht, dem 
betreffenden katholiſchen Pfarramte die Eintragung des Falles in das 
katholiſche Sterberegiſter aufzutragen, „weil Anng B., abgeſehen von 


der Frage ber Legalität der Ehe, uach Maßgabe der beſtehenden Ge⸗ 
ſetze über die Negelung der conſeſſipuellen Verbältniſſe als der chriſt⸗ 
lich⸗katholiſchen Religion angehörtg augeſeben werden müſſe“ und 
werl das Inſtitut der Matriken als eine weltlich⸗ behördliche Einrich⸗ 
tung ohnehin der Auſchauung der geiſtlichen Behörden nicht pr 
judicirt“. 

] In Folge dagegen eingebrachter Vorſtellung des Ordinartats hat 
das Mintſterium des Innern mit Entſcheidung vom 14. Februar 1871 
3. 755 im Einverſtäudniſſe mit dem Miniſteriunt für Cullus und 
Unterricht das Erkenntuiſt der Statthalterei aus beffen Gründen be⸗ 
ſtäliget. H. 


Die ledigliche Vorführung auf den Aſſentplatz begründet noch nicht 
das Zuweifungsmoment nach $ 1 P. 1 des Heimatsgeſetzes..) 


Anläßlich erues Zuſtändigkeitsfalles, in welchem ber Zuweiſung 
den hetimatsloſen Johann Z. ans dem lediglichen Umſtaude, daß 8. 
in der Gemeinde K. „auf den Aſſentplatz geſtellt“ worden iſt 
(3. wurde aber nicht abgeſtellt), das Zuweifuungsmoment des § 19 
P. 1 des Heimatsgeſetzes in Anwendung gebracht wurde, hat das 
Miniſterium des Innern (nachdem zur Zeit feiner Cognition das Er⸗ 
kenntalß der Unterbehorden ſchon rechtskräftig geweſen war) der Statt: 
halteret unterm 25. Februar 1871, 3. 280 zur künftigen Darnach⸗ 
achtung bekannt gegeben, „daß, ſowohl die Texterung des Abſaßes 1 
des 8 19 des Heimatgeſetzes v. 3. 1863, als auch die in der Alinea 1 
det § 27 desſelben Geſeßes enthaltene Beſtimmung als unzweifelhaft 
erſcheinen laſſen, daß die Zuweiſung nach dem obigen Abſatze nur im 
Falle der wirklich erfolgten Abſtellung zum Militär oder des frei» 
willigen Eiutrittes in dasſelbe Platz greifen könne“ —6— 


Verordnungen. 


Erlaß bes f. I. Miniſteriums für Landes vertheibigung vom 15. März 1871, 
3.3935/941 II, betreffend Ausfertigung von Duplicaten ber Laudwehr⸗ (Landes⸗ 
ſchültzen⸗) Püſſe. 


Es wird geſtatlet, daß Duplicate von Landwehr (Naudebſchüßen⸗) Pen 
erfolgt werden kbuunen, zweun der (halſächliche Verlust des andgefertigten erſten Land. 
wehr⸗Paſſes durch die politſſche Bezirkäbehörde des Aufenthaltsortes des Wöerluſt⸗ 
ſßgers entſppechend conſtatirt erfcheiut, wehhalb die Bewerber um berier Duplicate 
ihr bezuglichez Einſchreſten im Wege der belreffenden polltiſchen Behörde an die zu⸗ 
ſtondige Landwehr-Evldenzhakkung zun richte haben. — In dem neu ausgefertigten 
Landwehr- Paſse ft die Gigenfehaft „Duplieat“ erſichtlich zu machen. — Eine Gebühr 
für derlei Duplicale itt nicht einzuheben. — Winde der Perluſt conflatirt, ſo hat 
llerüiber zue Hintanbaltung von Mißbröuchen nett der abhanden gekommenen Legltt. 
urakton die augemeſſene Verlautbarung ſtattzufinden. 


Erlaß des I. 1. Miuiſters filr Landes verkheidigung vom 26. Marz 1871, Zahl 
3628/1044 IV., betreffend die Beſtiurmung der Behörden, durch weiche bie poli⸗ 
fen Beamten Geſuche um Landwehroffictersſtellen einzureichen haben. 


Bezüglich bes Vorganges, welcher zei der Einbringung von Geſuchen der 
volitifchen Beamten um Berlelhung von Offieiersftellen in der k. k. Landwehr zu 
beobachlen tft, wird angeordnet, daß prlitſche Beamte zur Borloge derartiger Geſuche 
um Verfelhung voll Landwehr, Offickeröſtelen nur im Dienſtwege zu ermrächtigen 
und derlei Geſuche der Stattholterei u. J. w. vorzulegen find 


Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht von 5. September 1870, 3.8267, 

an ben Landespräſldenten der Bucowtna, betreffend bie Competenz der Landeg⸗ 

reglerung in Kirchen⸗, Pfarr: und Schulbau ⸗Concurrenzungelegenheiten auf 
Staats- und griechisch orientallſchen Rellgionsfonds⸗Domünen. 


Betreffend die geſtellte Anfroge, ob die Durchfiihrung der Berhondlungen in 
Kirchen, Pfarr- uud Schulbau⸗Concurrenzangelegeuheiten auf Staats - und griechiſch⸗ 


) Man ſehe Abſchnitt 11, Art, 6 bed Geieges you 25, Mat 1868, R G. B. 
Mer. 49, betreffen dle Nagelung der iutereonfeſſtonellen Wechäftnüife 

J Vetgl. die Miltheilung in Nr. 20, ©. 78 des Jahrganges 1870 diefer gell 
ſchrift. 
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orientaliſchen Religionsfoudsdomäuen in den Wirkungsktels der Bezirkshauptmann 
ſchaften oder der Landesregierung gehöre — nehme ich im Einberſtändniſſe mit dem 
k. k. Ministerium des Innern keinen Anſtand, Eurer ... beizuſtinamen, daß bei Ber⸗ 
handlungen in Kirchen, Pfarr. und Schultoneurrenzaugelegenßeſten auf Sagte. und 
Meliglonsfondsdomänen, wo ein Beitrag aus den bezüglichen Gutscenten zu leisten iſt, 
die Competenz der Landesregierung in gleicher Welſe einzutreten habe, wie bei Ber: 
handlungen biefer Art, wo die Beitragapflichtigteit des Aerard oder eines unter der 
Verwaltung ober Ueberwachung der Landesfteſle stehenden Fondes unmittelbar ange. 
ſprochen wird. 

Nach $ 40 b des Stakthalterei⸗Wirkungokreiſes (Miniſterial⸗Verorbnung von 
19. Jänner 1858, R. (% Bl. Nr. 10, Seite 97) ſtehl der Landesbehörde zu die Ge. 
ſtattung einer Kirchen, Pfarr- ober Schulbanlichkelt, wenn eln Betrag von dem Aeror 
oder einem unter der Leitung oder Verwaltung der Landesbehörden stehenden öffent. 
lichen Fonde zu teiften iſt, und dieſer Beitrag 3000 fl. nicht überſtelgl. (Bei hoheren 
Beträgen ſteht, insoweit nicht die Schlußfaſſung Sr. Maſeſtät einzuholen it, die Ge. 
ftattung der Bauten bern Minlſterium zu.) Nach dem Schlußſahe des g 40 hat bie 
Laudesbeßbrde, wenn der Staatsſchatz mittelbar oder unmittelbar bethelligt 
ift, vor der definttiven Erledigung mit der Finanz-dandesbehörde das Einvernehmen 
zu pflegen. 

Hteraud geht klar hervor, daß der $ 40 nicht nur eine unnrittelbare, ſondern 
auch jede mittelbare Inanſpruchnaßme der dort gedachten Fonde vor Augen Hat. 

Hiernoch wird, wenn es ſich um eine Kirchen, Pfarrei oder Schulbaulichkeit 
handelt, wozu ein Staats. oder Relſgionsfonbsgut einen 8000 fl. nicht überſteigenden 
Beihnag leſſten ſofl, bie Geſtattung dieſer Banlichkeit in den Wirkungsktels des Tan 
despeäſidenten fallen. 

Hieraus aber folgt nicht, daß die Bauverbandtung nicht vom Bezickahaupt. 
nanne zu pflegen Ift, im Gegenkheile iſt er zur Verhandlung berufen laut § 28 des 
kreigbehördlichen Wirkungskreiſes (R. Gh. Bl 1858, Seite 88, und Miniſterial⸗Ber⸗ 
orbnung vom 30. Auguft 1868, R. G5. Bl. Nr. 128). Dadurch wird das, was in 
Anſehung der Sompelenz beyzett in Kraft beſtehl, nicht geändert. 


Perſonalien. 


Seine Majejtät haben dem Seetlonschef im Finauzumtuſſterum Or. Ferdinand 
Gobi aus Anlaß des Uebertritteh desſelben in ben Muheftanb den Freiherruſtand 
tarfrei verliehen. 4 

Seine Maſeſtät haben ben 


Vicepräftdenten der n.«öftere, Fingazlandesbirertion 


tät haben dem Miniſte im Finanzmiuiſteriunt, Berg: 
je das Ritlerkrenz nz Jofeſo⸗Ordens verliehen 
u bene ik Tf ut Hana eined Oberbauratheg beel 
am de ee Hrn Bıriba das Ritterkreuz des 
veritebet- 
we Maieftöt haben dene Hilfsüntter-Oirections-Adjuncten im Minifterinn 
bed Junern und Caſſier des Wiener Staplerweiterungsfondeg Georg Kollmer das 
goldene Werpienſtkreuz niit ber Krone nerliehen 7 
Der Haubelsminifter hat die Minſſterlolconceptzadjuncten des Handelsmint 
ſternung Or. Kay Freiherin S (ro bach v. Kleisberg, Dr. Auguft Ma ue 
und Ludwig Web a zu Minifterialconcipfften, die beiden letzteren in proviſoriſcher 
Eigenschaft, ernannt. 
Der Mintfter und Lerter des Aderbaumunifterrums hat den Dr. Hemrich Ver. 
fon zun Apinncten in der Seidenbau-Verſnchzſtotton in Görz ernannt 


Erledigungen. 


Sechniſche Beantlenssſtelle in Sammeranıte der Gemernde Miener-Neuftabt 
mut 800 fl. Zabresreunmeration, bs 15. Funf (Amtabl. Nr, 131) 

Propiſoriſche Coneſpiſlenſtelle bei der k. k. Binanzprocnrafur in Linz mit 50 fl. 
Gehalt ſöhrlich, bis 20. Jun (Amtsbl. Nr. 134). 

Drer unealgeltliche Conceptpraklicantenſtellen bel der ſteter märkiſchen Finanz 
procurafür, 6i8 20. Juni (Antkabl. Nr. 195). 


der Jahrgang 1820 der, Zeitſchrift 
für Verwaltung” fanımt Indes iſt um den Preis 
von 3 fl. bei der Adminiſtration des Blattes zu 
beziehen. 


Den der T. Wiener Zeitung. 


Für den Drud verantwortlich C. Piſtort. 


